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(Nr. 10811.) Richterbeſoldungsgeſetz. Vom 29. Mai 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
ER 

Die Gehälter der Nichter werden, foweit fie nicht Einzelgehälter find, 

nach Dienſtaltersſtufen geregelt. 
$ 2. 

Das für die Bemeſſung des Gehalts maßgebende Dienſtalter (Beſoldungs— 
dienſtalter) beginnt in jeder Gehaltsklaſſe mit dem Tage der erſten etatsmäßigen 
Anſtellung in einem zu dieſer Gehaltsklaſſe gehörenden Richteramte. 

Als Tag der Anſtellung gilt der Tag, von dem ab der Angeſtellte das 
Dienſteinkommen der Stelle zu beziehen hat. 

Die Verleihung der Zulagen erfolgt von dem erſten Tage eines jeden 
Kalendervierteljahrs ab an diejenigen Beamten, welche an dieſem Tage das maß— 
gebende Beſoldungsdienſtalter erreichen oder es im vorhergehenden Kalender— 
vierteljahr erreicht haben. 

Das Beſoldungsdienſtalter hat auf die Beſtimmung des in anderen Be— 
ziehungen maßgebenden Dienſtalters keinen Einfluß. 


§ 3. 

Bei der erſten etatsmäßigen Anſtellung eines Gerichtsaſſeſſors als Land— 
richter oder Amtsrichter wird von demjenigen Zeitraume, der zwiſchen dem Tage 
des Dienſtalters als Gerichtsaſſeſſor und dem Tage der Anſtellung liegt, der vier 
Jahre überſteigende Teil bis zur Höchſtdauer von zwei Jahren auf das Be— 
ſoldungsdienſtalter angerechnet. 

Lehnt ein Gerichtsaſſeſſor es ab, der Aufforderung des Juſtizminiſters zur 
Bewerbung um ein beſtimmtes Richteramt Folge zu leiſten, ſo bleibt die nach 
der Ablehnung verfloſſene Zeit von der Anrechnung ausgeſchloſſen. Vor der 
Aufforderung iſt der Gerichtsaſſeſſor zu hören. 
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984. 

Tritt ein etatsmäßiger Beamter des höheren Juſtizdienſtes in ein zu einer 
anderen Gehaltsklaſſe gehörendes Richteramt über, ſo wird der Beginn ſeines 
Beſoldungsdienſtalters in der neuen Gehaltsklaſſe dergeſtalt feſtgeſetzt, daß ſich 
folgende Gehaltsregelung ergibt: 

Der Beamte tritt in die ſeinem bisherigen Normalgehalt entſprechende 
Gehaltsſtufe der neuen Klaſſe oder, wenn in dieſer eine ſolche Stufe nicht vor⸗ 
handen iſt, in die nächſthöhere Stufe ein. Als bisheriges Normalgehalt gilt 
derjenige Gehaltsſatz der bisherigen Gehaltsklaſſe, welcher dem in dieſer am Tage 
des Übertritts in die neue Gehaltsklaſſe erreichten Beſoldungsdienſtalter entſpricht. 

In der ihm bei dem Übertritt angewieſenen Stufe verbleibt der Beamte 
während der vollen für das Auffteigen beſtimmten Friſt. Iſt jedoch das in der 
neuen Klaſſe verliehene Gehalt geringer als dasjenige Gehalt, welches der Beamte 
in der bisherigen Klaſſe bei der Gewährung der nächſten Zulage erhalten haben 
würde, ſo ſteigt er in die nächſthöhere Stufe der neuen Klaſſe zu derſelben Zeit 
auf, zu der er in der bisherigen Klaſſe aufgeſtiegen ſein würde. 


$5. 

Erfolgt der Übertritt in ein Richteramt aus einem zu derfelben Gehalts- 
klaſſe gehörenden nicht richterlichen Amte des höheren Juſtizdienſtes, ſo wird der 
Beginn des Beſoldungsdienſtalters ſo feſtgeſetzt, als ob der Beamte in dem 
Richteramte zu demjenigen Zeitpunkt angeſtellt worden wäre zu welchem er in 
dem nicht richterlichen Amte angeſtellt worden iſt. 


86. 

Bei der Anſtellung in einem Richteramte kann die Zeit, welche der Anzu⸗ 
ſtellende außerhalb des höheren Juſtizdienſtes in einem unmittelbaren oder mittel- 
baren Amte des preußiſchen Staatsdienſtes, im Reichsdienſt, im Landes dienſte 
der Schutzgebiete oder im Dienſte eines deutſchen Bundesſtaats zugebracht hat, 
ingleichen die Dienſtzeit als Rechtsanwalt oder Notar mit Königlicher Genehmi⸗ 
gung ganz oder teilweiſe auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden. 

Die Dienſtzeit, welche in einer Stellung des höheren Juſtizdienſtes bei 
einem für preußiſche Gebietsteile und Gebiete anderer Bundesſtaaten gebildeten 
gemeinſchaftlichen Gericht oder bei der Staatsanwaltſchaft eines ſolchen zurüd- 
deb iſt, ſteht einer in der entſprechenden Stellung bei einer preußiſchen Juſth 
ehörde zurückgelegten Dienſtzeit gleich. 


87. 
Die Richter haben einen Rechtsanſpruch auf die Verleihung der Gehalts- 
zulagen von dem im § 2 Abſ. 3 bezeichneten Zeitpunkt ab. 
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Der Anſpruch ruht, ſolange ein Diſziplinarverfahren oder wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung 
ſchwebt. Führt das Verfahren zum Verluſte des Amtes, fo findet eine Nach— 
zahlung des zurückbehaltenen Mehrgehalts nicht ſtatt. 


88. 

Für die Regelung des Beſoldungsdienſtalters der beim Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes bereits angeſtellten Landrichter und Amtsrichter gelten die Vorſchriften 
der § 2, § 3 Abſ. 1, §§ 4, 5, § 6 Abſ. 2 mit der Maßgabe, daß die im § 3 
Abſ. 1 beſtimmte Höchſtgrenze von zwei Jahren keine Anwendung findet. 

Die übrigen bereits angeſtellten richterlichen Beamten behalten ihr bisheriges 
Beſoldungsdienſtalter. Ausgenommen ſind diejenigen Beamten, für welche der 
Beginn des Beſoldungsdienſtalters auf einen früheren Tag feſtzuſetzen geweſen 
fein würde, wenn bei ihrem Eintritt in die Gehaltsklaſſe ihres gegenwärtigen 
Amtes dieſes Geſetz nebſt den am Tage feines Inkrafttretens beſtehenden Gehalts— 
klaſſen bereits gegolten hätte. Der Beginn des Beſoldungsdienſtalters dieſer 
Beamten wird auf jenen früheren Tag feſtgeſetzt. 

Durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes wird der Fortbezug eines höheren 
Gehaltsbetrags, auf den ein Rechtsanſpruch bereits vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes erworben iſt, nicht berührt. 

$ 9. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1908 in Kraft. Von dieſem Zeitpunkt 


ab wird das Geſetz, betreffend die Regelung der Richtergehälter, vom 31. Mai 1897 


GGeſetzſamml. S. 157) aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben im Lager zu Döberitz, den 29. Mai 1907. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. v. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. v. Bethmann Hollweg. 
Delbrück. Beſeler. Breitenbach. v. Arnim. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzzamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 4. März 1907, betreffend die Genehmigung 
des vom 25. Generallandtage der Weſtpreußiſchen Landſchaft am 15. und 
16. November v. J. beſchloſſenen elften Nachtrags zum Reglement der 
landſchaftlichen Feuerverſicherungsgeſellſchaft für Weſtpreußen vom 
16. Februar 1863, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 15 S. 115, ausgegeben am 
13. April 1907, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 18 S. 151, ausgegeben 
am 1. Mai 1907, 

der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 14 S. 75, ausgegeben am 
4. April 1907, und 

der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 14 S. 91, ausgegeben 
am 4. April 1907; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 8. April 1907, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft Ellrich-Zorge zu 
Ellrich im Kreiſe Grafſchaft Hohenſtein für die Anlage einer Kleinbahn 
von Ellrich nach Zorge, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Erfurt Nr. 20 S. 119, ausgegeben am 18. Mai 1907; 

3. das am 8. April 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
und Drainagegenoſſenſchaft Haſenfeld-Drutſchlauken zu Drutſchlauken im 
Kreiſe Inſterburg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gum- 
binnen Nr. 19 S. 159, ausgegeben am 8. Mai 1907; 

4. das am 11. April 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich— 
verband an der unteren Oder zu Greifenhagen i. Pom. durch die Amts— 
blätter 

der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 19 
S. 179, ausgegeben am 10. Mai 1907, und 

der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 18 S. 103, ausgegeben am 
3. Mai 1907; 

5. der Allerhöchſte Erlaß vom 18. April 1907, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Dürener Dampfſtraßenbahn-Aktiengeſellſchaft 
in Düren für die Herſtellung einer Kleinbahn von Merken nach Pier im 
Anſchluß an die bereits beſtehende Linie von Düren nach Merken, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 27 S. 161, aus— 
gegeben am 16. Mai 1907. 
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